
Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 16. Februar 2023 — Europäische 
Kommission/Italienische Republik, Königreich Spanien

(Rechtssache C-635/20 P) (1)

(Rechtsmittel – Sprachenregelung – Bekanntmachung allgemeiner Auswahlverfahren zur Einstellung von 
Beamten der Funktionsgruppe Administration, die als Ermittler bzw. Leiter von Ermittlerteams eingesetzt 

werden – Sprachkenntnisse – Beschränkung der Wahl der zweiten Sprache der Auswahlverfahren auf 
Deutsch, Englisch und Französisch – Sprache, in der die Kommunikation mit dem Europäischen Amt für 
Personalauswahl [EPSO] erfolgt – Verordnung Nr. 1 – Beamtenstatut – Art. 1d Abs. 1 – Unterschiedliche 

Behandlung aufgrund der Sprache – Rechtfertigung – Dienstliches Interesse – Erforderlichkeit der 
Einstellung „sofort einsatzfähiger“ Beamter der Funktionsgruppe Administration – Gerichtliche 

Überprüfung – Erforderlicher Grad des Nachweises)

(2023/C 127/03)

Verfahrenssprachen: Spanisch und Italienisch

Parteien

Rechtsmittelführerin: Europäische Kommission (vertreten durch G. Gattinara, T. Lilamand, D. Milanowska und N. Ruiz García 
als Bevollmächtigte)

Andere Parteien des Verfahrens: Königreich Spanien (vertreten durch L. Aguilera Ruiz und A. Gavela Llopis als 
Bevollmächtigte), Italienische Republik (vertreten durch G. Palmieri als Bevollmächtigte im Beistand von P. Gentili, 
Avvocato dello Stato)

Tenor

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen.

2. Die Europäische Kommission trägt neben ihren eigenen Kosten die des Königreichs Spanien und der Italienischen 
Republik.

(1) ABl. C 28 vom 25.1.2021.

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 16. Februar 2023 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Upper Tribunal [Tax and Chancery Chamber] — Vereinigtes Königreich) — Gallaher Limited/The 

Commissioners for Her Majesty’s Revenue and Customs

(Rechtssache C-707/20 (1), Gallaher)

(Vorlage zur Vorabentscheidung – Direkte Besteuerung – Körperschaftsteuer – Art. 49, 63 und 64 AEUV – 
Niederlassungsfreiheit – Freier Kapitalverkehr – Konzerninterne Veräußerung von Vermögenswerten – 

Gesellschaft mit steuerlichem Sitz in einem Mitgliedstaat, deren Muttergesellschaft ihren steuerlichen Sitz 
in einem anderen Mitgliedstaat hat und deren Schwestergesellschaft ihren steuerlichen Sitz in einem 

Drittland hat – Veräußerung von Rechten des geistigen Eigentums der in einem Mitgliedstaat steuerlich 
ansässigen Gesellschaft an ihre Schwestergesellschaft, die ihren steuerlichen Sitz in einem Drittland hat – 

Veräußerung von Aktien einer ihrer Tochtergesellschaften durch die in einem Mitgliedstaat steuerlich 
ansässige Gesellschaft an ihre in einem anderen Mitgliedstaat steuerlich ansässige Muttergesellschaft – 

Gegenleistung in Höhe des Marktwerts der veräußerten Vermögenswerte – Steuerbefreiung oder 
Besteuerung je nach dem Sitzstaat der Empfängergesellschaft)

(2023/C 127/04)

Verfahrenssprache: Englisch

Vorlegendes Gericht

Upper Tribunal (Tax and Chancery Chamber)
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Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Gallaher Limited

Beklagter: The Commissioners for Her Majesty’s Revenue and Customs

Tenor

1. Art. 63 AEUV ist dahin auszulegen, dass eine nationale Regelung, die nur auf Konzerne anwendbar ist, nicht in seinen 
Anwendungsbereich fällt

2. Art. 49 AEUV ist dahin auszulegen, dass eine nationale Regelung, wonach eine Veräußerung von Vermögenswerten 
durch eine Gesellschaft mit steuerlichem Sitz in einem Mitgliedstaat an eine Schwestergesellschaft mit steuerlichem Sitz 
in einem Drittland, die nicht über eine ständige Niederlassung in diesem Mitgliedstaat Geschäfte betreibt, sofort besteuert 
wird, wenn diese beiden Gesellschaften 100 %ige Tochtergesellschaften einer in einem anderen Mitgliedstaat steuerlich 
ansässigen gemeinsamen Muttergesellschaft sind, während eine solche Veräußerung steuerlich neutral wäre, wenn auch 
die Schwestergesellschaft im ersten Mitgliedstaat steuerlich ansässig wäre oder dort über eine ständige Niederlassung 
Geschäfte betreiben würde, keine Beschränkung der Niederlassungsfreiheit der Muttergesellschaft nach Art. 49 AEUV 
darstellt.

3. Art. 49 AEUV ist dahin auszulegen, dass eine Beschränkung des Rechts auf Niederlassungsfreiheit, die sich daraus ergibt, 
dass inländische und grenzüberschreitende entgeltliche Veräußerungen von Vermögenswerten innerhalb eines Konzerns 
aufgrund einer nationalen Regelung, wonach die Veräußerung von Vermögenswerten durch eine Gesellschaft mit 
steuerlichem Sitz in einem Mitgliedstaat sofort besteuert wird, unterschiedlich behandelt werden, grundsätzlich wegen 
des Erfordernisses der Wahrung einer ausgewogenen Aufteilung der Besteuerungsbefugnis zwischen den Mitgliedstaaten 
gerechtfertigt sein kann, ohne dass die Möglichkeit eines Aufschubs der Steuerzahlung vorgesehen werden müsste, um 
die Verhältnismäßigkeit dieser Beschränkung zu gewährleisten, wenn der betreffende Steuerpflichtige als Gegenleistung 
für die Veräußerung der Vermögenswerte einen Betrag erhalten hat, der deren vollem Marktwert entspricht.

(1) ABl. C 110 vom 29.3.2021.

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 16. Februar 2023 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Juzgado de lo Mercantil no 3 de Valencia — Spanien) — Tráficos Manuel Ferrer S.L., Ignacio/Daimler 

AG

(Rechtssache C-312/21 (1), Tráficos Manuel Ferrer)

(Vorlage zur Vorabentscheidung – Wettbewerb – Ersatz des durch ein nach Art. 101 Abs. 1 AEUV 
verbotenes Verhalten verursachten Schadens – Beschluss der Kommission, mit dem das Vorliegen von 

Absprachen über Preise und Bruttolistenpreiserhöhungen für Lastkraftwagen im Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR) festgestellt wird – Nationale zivilprozessuale Vorschrift, die für den Fall, dass dem 
Antrag teilweise stattgegeben wird, vorsieht, dass jede Partei ihre Kosten trägt, es sei denn, es liegt ein 

missbräuchliches Verhalten vor – Verfahrensautonomie der Mitgliedstaaten – Grundsätze der Effektivität 
und der Äquivalenz – Richtlinie 2014/104/EU – Ziele und Gesamtausgewogenheit – Art. 3 – Recht auf 
vollständigen Ersatz des entstandenen Schadens – Art. 11 Abs. 1 – Gesamtschuldnerische Haftung der 

Rechtsverletzer bei einer Zuwiderhandlung gegen das Wettbewerbsrecht – Art. 17 Abs. 1 – Möglichkeit der 
Schätzung des Schadens durch ein nationales Gericht – Voraussetzungen – Praktisch unmögliche oder 

übermäßig schwierige Ermittlung des Schadensumfangs – Art. 22 – Zeitliche Geltung)

(2023/C 127/05)

Verfahrenssprache: Spanisch

Vorlegendes Gericht

Juzgado de lo Mercantil no3 de Valencia
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